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Übergangsbestimmungen 

§ 11. (1) Die Notwendigkeit von Übergangsbestimmungen (§§ 12 bis 16) zum Vollzug der 
Anordnung nach § 350 Abs. 3 ASVG, wonach die Patientinnen und Patienten nach dem 31. Dezember 
2004 nicht mehr mit der Einholung von Bewilligungen für auf Kosten der Sozialversicherung 
verschriebene Arzneispezialitäten belastet werden dürfen, ist dadurch bedingt, dass zum 1. Jänner 2005 
die Kommunikation nach § 7 mangels Verfügbarkeit der technischen Infrastruktur der e-card nicht 
möglich ist. Eine Rahmenvereinbarung nach § 609 Abs. 9 ASVG zwischen dem Hauptverband und der 
Österreichischen Ärztekammer ist bis 31. März 2004 nicht zustandegekommen. Eine solche 
Rahmenvereinbarung ist auch bis zum In-Kraft-Treten dieser Verordnung nicht abgeschlossen worden. 
Eine Rahmenvereinbarung nach § 609 Abs. 9 ASVG und ihre Übernahme in die Gesamtverträge kann 
daher erst nach dem Außer-Kraft-Treten der Verordnung wirksam werden. 

(2) Zur Wahrung des finanziellen Gleichgewichtes des Systems der sozialen Sicherheit sollen die 
Heilmittelkosten in den Jahren 2004 bis 2006 jeweils 103 bis 104 % der Kosten des jeweiligen Vorjahres 
nicht übersteigen. Die Einzelvertragspartner und Einzelvertragspartnerinnen sollen dieses Ziel und die 
Verhinderung einer darüber hinaus gehenden Steigerung der Heilmittelkosten insbesondere im 
Übergangszeitraum durch ihr Verschreibeverhalten in Orientierung an der Zahl der Verschreibungen und 
den verursachten Kosten in den Jahren 2003 und 2004 unterstützen. 


